
Leitlinien zur Entwicklungszusammenarbeit der Hessischen Landesregierung 
verabschiedet 

Nachdem die neuen entwicklungspolitischen Leitlinien der Landesregierung schon vor 
längerer Zeit im Kabinett beschlossen worden waren, wurden sie nun am 15. Mai im Rahmen 
einer Pressekonferenz im Wiesbadener Landtag auch offiziell der Öffentlichkeit präsentiert.  

EPN Hessen hat sich in der bereits seit 2012 andauernden Diskussion stark eingebracht und 
begrüßt die Verabschiedung der aktuellen Leitlinien der Landesregierung, in denen 
Entwicklungszusammenarbeit als Querschnittsaufgabe der Landesregierung begriffen wird. 

Nun geht es darum, dass die vom Kabinett beschlossenen Leitlinien der Landesregierung 
zeitnah und mit Beteiligung der Zivilgesellschaft weiterentwickelt und in konkreten Schritten 
umgesetzt werden und wir hoffen, dass sie schließlich auch vom Hessischen Landtag als 
Leitlinien des Land verabschiedet werden. 

Positiv stimmt, dass die Landesregierung mit den vorliegenden Leitlinien Absicht bekunden 
das bürgerschaftliche Engagement der entwicklungspolitisch aktiven Zivilgesellschaft zu 
stärken und ihre Rolle demgegenüber eher als eine komplementäre versteht. Sie verpflichtet 
sich der Partnerschaftsarbeit auf „Augenhöhe“, welche wohl nicht vorausgesetzt werden kann 
sondern erarbeitet werden muss. Auch eine stärkere Berücksichtigung der Expertise von 
migrantisch-diasporischen AkteurInnen wird angestrebt. Die Landesregierung unterstreicht 
ihre Orientierung an Nachhaltigkeit, der Agenda 2030 und den global nachhaltigen 
Entwicklungszielen (SDG), spricht sich für die Verankerung des Globalen Lernen Lernens in 
formaler wie informeller Bildung aus und benennt neben Krieg auch wirtschaftliche Not als 
Fluchtgrund. Dies, wie auch der Anspruch Globalisierungsprozesse vor Ort gerechter zu 
gestalten und gemeinsam Verantwortung zu übernehmen, sind angesichts von 
Politikverdrossenheit und gesellschaftlicher Polarisierung wichtige Signale. Positiv ist auch, 
dass der weitere Ausbau des zivilgesellschaftlich getragenen Eine Welt-PromotorInnen-
Programms an verschiedenen Orten in Hessen befürwortet wird, um Wissen und 
Kompetenzvermittlung zur Umsetzung der Agenda 2030 zu fördern. Aus Sicht des 
Landesnetzwerks würde sich auch eine finanzielle Beteiligung mehrere Ressorts am 
PromotorInnen-Programm wunderbar als konkreter konzeptioneller Rahmen einer stärkeren 
entwicklungspolitischen Zusammenarbeit – sowohl ressortübergreifend wie auch zwischen 
Land und Zivilgesellschaft – bieten.  

Nun gilt es, die Leitlinien auch in allen Ressorts und strategischen Prozessen des Landes zur 
Anwendung zu bringen und die Politik aller Ressorts an ihren Ansprüchen zu prüfen. Dies gilt 
ebenso für die anstehende Überarbeitung des Vergabegesetztes als auch für die Anpassung 
der Hessischen Nachhaltigkeitsstrategie an den Zielhorizont der SDG. Verbesserungswürdig 
wäre hier z.B. dass es für Indikatoren für Ziel 17 Umsetzungsmittel für die Agenda 2030 und 
globale Partnerschaften keinen verbindlichen Zielindikator gibt, in dem sich z.B. die Stärkung 
des bürgerschaftlichen Engagements abbildet und dazu Anreize gesetzt werden.  

Um Entwicklungszusammenarbeit als Querschnittsaufgabe zu verankern, ist eine stärkere 
ressortübergreifende Zusammenarbeit vorgesehen, wozu ein eigener Arbeitskreis EZ der 
Ressorts konstituiert werden soll. Dieser Arbeitskreis soll dann beraten werden durch einen 
ebenfalls noch zu gründenden Beirat. Diesem Fachbeirat „kommt die Aufgabe zu, die 
Landesregierung bei Grundsatzfragen der Entwicklungszusammenarbeit zu beraten und damit 
das umfangreiche Know-How der zahlreichen Stakeholder in die hessische 
Entwicklungszusammenarbeit und letztlich auch in die Umsetzung der vorliegenden 



Leitlinien einzubringen.“ Er soll außerdem als Forum und als Runder Tisch für Austausch und 
Vernetzung zwischen den unterschiedlichsten AkteurInnen dienen und pluralistische besetzt 
werden. Neben hessischen Initiativen und Organisationen im Landesnetzwerk sollen auch 
Vertreterinnen und Vertreter von Kommunen, Wirtschaft, Hochschulen, Kirchen sowie 
Migranten- und Diasporaorganisationen sowie Institutionen wie GIZ und KfW beteiligt 
werden.  

Wir hoffen sehr, dass die geplanten Gremien wie Arbeitskreis und Beirat zeitnah mit der 
Arbeit beginnen können und das Thema Entwicklungspolitik und 
Entwicklungszusammenarbeit, im Sinne der Agenda 2030 als globale Strukturpolitik 
verstanden, in den kommenden Jahren eine zentralere Bedeutung in Hessen zukommt. 
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